
Verfüounq vom 12.10.2011

1 . Vermerk

Nach einem Hinweis des Vorsitzenden des 4 Zivilsenats des Oberlandesgerichts

Karlsruhe auf eine hohe Zahl unzureichend bearbeiteter Verfahren in dem Respiziat

4d (ROLG Schulte-Kellinghaus) hat die Präsidentin des Oberlandesgerichts

Karlsruhe mit Verfügung vom 08.06.2011 eine Sonderprüfung angeordnet, die inzwF

schen stattgefunden hat. Dabei wurde festgestellt, dass ROLG Schulte-Kellinghaus

in der Zeit seiner Zugehörigkeit zum 4. Zivilsenat ihm dort zugeschriebene Verfahren

in großer Zahl zum Teil über Jahre und teilweise trotz erkennbarer oder mitgeteilter

Eilbedrirftigkeit nicht oder jedenfalls nur völlig unzureichend bearbeitet hat Die Ein-

zelergebnisse wurden von Vizepräsident des Oberlandesgericht Schnepf fÜr 48 gfa-

vierende Fälle dokumentiert.

ln dem zeitraum von 2Oo8-2010 hat ROLG Schulte-Kellinghaus lediglich zum Ab-

schluss gebracht:
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Dies Erledigungsleistung entsprach nur etwa 68% der von den Richterinnen und

Richtern des Oberlandesgerichts Karlsruhe in dem genannten Zeitraum durchschnitt-

l ich erledigten Verfahren. Der Bestand an anhängigen Verfahren im Respiziat des

ROLG Schulte-Kellinghaus wuchs deshalb um 67 Va von 76 offenen Verfahren zum

Ende des Jahres 20OA auf 127 offene Verfahren zum Ende des Jahres 2010 an

Auch nach seinem Wechsel in den 9. Zivilsenat zum April 20'1 1 gelingt es ROLG

Schulte-Kellinghaus nicht, in quantitativer Hinsicht auch nur annähernd durchschnit!

l iche Ergebnisse zu ezielen. Dies hat zur Folge' dass im Respiziat des Richters im I

Zivilsenat zwischen April und Oktober 2011 ein Zuwachs von 32 im Bestand an an-

hängigen U-Verfahren zu verzeichnen ist Der zuschreibung von 31 U-, 15 W- und 6

AR-sachen s teht  in  dem Zei t raum O'1.04-10 112011 e ine Er led igung von 9 U- ,  1 '1

W- und 4 AR-Sachen gegenüber.



Durch die unzureichende Erledigung der dem Richter durch das präsidtum des Ober_
landesgerichts Karlsruhe und die senatsinterne Verteilung übertragenen Amtsge-
schäfte hat der Richter neben dem Recht der Verfahrensbeteiligten auf ein faires und
zügiges Verfahren auch deren Recht auf eine wirksame Beschwerde verletzt. Soweit
er aus nicht mitgeteilten Gründen nicht in der Lage war, die ihm übertragenen Amts_
geschäfte ordnungsgemäß und unverzögert zu erledigen, hat er seine Verpflichtung
zur Anzeige dieser umstände gegenüber dem präsidium verretzt und dresem damit
die Nilöglichkeit genommen, durch eine Anderung der Geschäftsvertertung auf eine
unverzögerte Erledigung der Rechtsprechungsaufgabe hinzuwirken.
Es ist beabsichtigt, dem Richter im Rahmen der Dienstaufsicht der presrdentrn des
Oberlandesgerichts die ordnungswidrige Art der Ausführung der Amtsgeschätte ge_
mäß S 26 Abs.2 DR|G vorzuhalten und ihn zu ordnungsgemäßer, unverzögerter Er_
ledigung der Amtsgeschäfte zu ermahnen.
Der Bundesgerichtshof - Dienstgericht des Bundes - hat mit urteir vom 08. 1 i.2006 -
RIZ(R) 2/05 - (NJW-RR 2OO7,z'i m.w.N.) bekräftigt, dass die Dienstaufsicht gemäß
S 26 DR|G die Befugnis umfasst, dem Richter die ordnungswidrige Art der Ausfüh-
rung eines Amtsgeschäfts vorzuhalten und ihn zu unverzögerter Erledigung der
Amtsgeschäfte zu ermahnen, soweit nicht die richterliche Unabhängigkeit beeinträch-
tigt wird (s 26 Abs 'r und 2 DRic). Ein sorcher vorhart und eine solche Ermahnung
stellen grundsätzlich keine Beeinträchtigung der richterlichen Unabhangrgkert dar.
Anders ist dies nur zu weTten, wenn dem Richter indirekt ein pensum abverlangt
wird, das sich allgemein, also auch von anderen Richtern, in sachgerechter Weise
nrcht mehr erledigen lässt (st. Rspr. vgl. BGH, Urteile vom 16. September 19g7 _
RiZ(R) 5/87, NJW 1988, 421.422 und vom 5. Oktober 2OO5 _ R|Z(R) 5/04, NJW
2006, 692 f.). Das ist hier nicht der Fall. Vielmehr zieten Vorhalt und Ermahnung im
vorliegenden Fall darauf, den Richter zu ejnem Erledigungspensum anzuhalten, das
so im Durchschnitt aller Richterinnen und Richter des Oberlandesgerichts erbracht

2. Diese Verfügung wurde ROLG Schulte_Kellinghaus bei einer Besprechung am
18.10.2011 in den Räumen des Oberlandesgerichts Karlsruhe in Frerburg Inhalt_
lich eröffnet und ausgehändjgt. Dem Rjchter wurde ejne Frist zur Ste unqnahme
bis  zum 04. '11.201 1 gesetz t .


